
 

Magistratsvorlage 

 

Eingang Magistrats- 

geschäftsstelle: 

21.08.2013 

an den Magistrat 

   zur Kenntnis 
   zur Beschlussfassung 
 

Beteiligt vor 

Magistratsbeschlussfassung: 

Dezernat I 
 

an die Stadtverordnetenversammlung 

   OBW zur Befassung 
   zur Kenntnis 
   zur Beschlussfassung 
   zur abschließenden Beschluss-        
fassung Fachausschuss 

 
Amt: Rechtsamt - 
Stadtwirtschaftskoordinatio
n 

Behandlung in  
öffentl. Sitzung 

Ja 
 

Nein 
 

 OBW bei abschl. 
Beschlussfassung Magistrat 

 
 

 
Ja 

 
Nein  

Internetfähig     

Verteiler: 

 

 
Vorlage-Nr. 2013/0280 
 
Magistratsbeschluss-Nr. 

  
 

Produkt-Nr.:       
Kostenstelle:       Investitionsnummer:       
Kostenträger:       Sachkonto:       

 
Betreff: Besetzung des Verwaltungsrats der ENTEGA GmbH & Co. KG 
 
Vorlage vom: 19.08.2013 
 

Beschlussvorschlag: 
 
Der Magistrat wählt drei städtische Vertreter/-innen für den Verwaltungsrat der ENTEGA GmbH & Co. 
KG. Punkt 3 des Beschlussvorschlages der Magistratsvorlage Nr. 2013/0175 ist damit erledigt.  
 
 

 

Anlagen:   

 

Datenschutzrelevante Anlage:  

 

Folgekosten:    Ja    Nein 
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Beschluss des Magistrats vom       
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Begründungsseite zur Magistratsvorlage vom 19.08.2013 
 
Begründung:  
 
Die ENTEGA Privatkunden GmbH & Co. KG firmiert unter dem Namen ENTEGA GmbH & 
Co. KG. Die ENTEGA Geschäftskunden GmbH & Co. KG, die e-ben GmbH & Co. KG und 
die BLUENORM GmbH wurden auf die ENTEGA GmbH & Co. KG (ENTEGA) verschmolzen 
(vgl. Magistratsvorlage 2013/0175).  
 
Die Wahl von zwei städtischen Vertreter/-innen für den Verwaltungsrat der neuen  ENTEGA 
wurden in der Magistratssitzung am 05.06.2013 zurückgestellt. 
 
Nach Rücksprache des Beteiligungsdezernenten mit dem neuen Vorstand der HEAG 
Südhessische Energie AG (HSE) hat die Wissenschaftsstadt Darmstadt noch einen weiteren 
Sitz im Verwaltungsrat der ENTEGA erhalten.  
 
Es sind damit nunmehr drei städtische Vertreter/innen für den Verwaltungsrat der ENTEGA 
zu bestimmen.  
 
Die der Stadt zustehenden Sitze sind gleichartige unbesoldete Stellen, die demzufolge 
gemäß § 55 Abs. 1 HGO nach den Grundsätzen der Verhältniswahl zu besetzen sind.  
 
 
Darmstadt, den 19.08.2013 
 
 
 
 
Jochen Partsch        
Oberbürgermeister   
 
 
 
 
 


